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Im Laufe eines Jahres haben sich Entwicklungen und Weichenstellungen voll-
zogen, die der gesamteuropäischen Szenerie ein neues Gepräge geben und neue
Rahmenbedingungen für künftige Optionen setzen. Der KSZE-Prozeß selbst war,
vor allem in den letzten Monaten vor der Eröffnung des Helsinki-Folgetreffens
1992, stark von Bemühungen um dessen Vorbereitung bestimmt. Es kam aber
auch zu einer Reihe wichtiger Entscheidungen anläßlich anderer Veranstaltungen
und Treffen. Besonders bedeutsam waren darunter: die erste Tagung des KSZE-
Ministerrates am 19. und 20. Juni 1991 in Berlin1; das 3. Treffen der "Konferenz
über die menschliche Dimension der KSZE" im September und Oktober 1991
(begonnen mit einem Außenministertreffen am 10.9.1991)2; die zweite Tagung des
KSZE-Rates der Außenminister am 30. und 31. Januar 1992 in Prag3.

Naturgemäß war die Entwicklung des KSZE-Prozesses von Vorgängen im
politischen Umfeld maßgeblich mitgeprägt. Die massivsten Auswirkungen hatten
dabei vor allem wohl die Verschärfung sowie später die mühsame Eindämmung
des Jugoslawien-Konflikts; der Zerfall der Sowjetunion und die Gründung des
"Commonmwealth' Unabhängiger Staaten" im Dezember 1991, wenige Monate
nach dem im August unternommenen Putschversuch, dessen Zusammenbruch den
Machtübergang an Boris Jelzin einleitete und alsbald auch die Anerkennung der
Unabhängigkeit der drei baltischen Republiken ermöglichte; die westliche Reak-
tion auf die Annäherungsbemühungen mittel- und osteuropäischer Staaten an den
Westen sowie auf die Entwicklungen im Gebiet der (früheren) Sowjetunion,
insbesondere die Schaffung des Nordatlantischen Kooperationsrates.

Die Auswirkungen betrafen nicht nur den KSZE-Prozeß selbst, sondern auch
seinen Stellenwert im Zusammenhang der gesamteuropäischen Politik.

Die Fortsetzung der Sicherheitsverhandlungen im KSZE-Rahmen

Anläßlich des KSZE-Gipfels 1990 in Paris war nicht nur der KSE-Vertrag unter-
zeichnet worden; zugleich hatte die Staats- und Regierungskonferenz "grünes
Licht" für die Fortführung des Rüstungskontrollprozesses für die sogenannten
"KSE I/a-Verhandlungen" zwischen den schon bisher beteiligten Vertragsparteien
gegeben. Zunächst wurden die Arbeiten planmäßig aufgenommen; nach dem
Sommer 1991 wurden jedoch zunehmend Schwierigkeiten erkennbar, die in erster
Linie mit der zunehmenden Unübersichtlichkeit der Gesamtsituation zusammen-
hingen: Die Zukunft der Sowjetunion wurde immer Ungewisser. Überdies zeigte
sich, daß der Ratifizierungsprozeß des KSE-Vertrages eher schleppend voranging:

Jahrbuch der Europäischen Integration 1991/92 29



DIE BILANZ

ein Jahr nach der Unterzeichnung hatten erst drei Staaten die Ratifizierung
abgeschlossen (die CSFR, Ungarn und Bulgarien)4. Zusätzliche Komplikationen
ergaben sich aus der Unabhängigkeit der drei baltischen Staaten. Im Oktober kam
man überein, daß ihr Territorium nicht zur Anwendungszone des Vertrages
gehören soll. Die noch stationierten sowjetischen Militärpotentiale sollten hin-
gegen allen Vertragsbestimmungen unterworfen und als Bestandteile der sowjeti-
schen Streitkräfte und Rüstungsstände gewertet werden.

Komplikationen waren auch für die Zukunft vorauszusehen. Mit Rücksicht
darauf unterbreitete gegen Ende November 1991 die deutsche Delegation im
Namen des Westens den Vorschlag, zur Regelung der Verhandlungsmaterie
keinen völkerrechtlichen Vertrag, sondern nur eine politisch bindende Verein-
barung abzuschließen. Damit sei ein weit rascheres Inkrafttreten möglich, als
wenn in allen Vertragsstaaten das für internationale Verträge übliche Ratifizie-
rungsverfahren durchgeführt werden müsse. Außerdem werde dadurch der spätere
Vertragsbeitritt der Einzelrepubliken der UdSSR leichter möglich. Diese Sicht
setzte sich durch. Zugleich wurde ein erster Entwurf für ein derartiges Abkom-
men vorgelegt: er sollte insbesondere Grundsätze und Eckwerte fixieren, Einzel-
heiten könnten demnach auch in einseitigen Erklärungen detailliert werden. Die
Ziele des Abkommens sollten spätestens 40 Monate nach dem Inkrafttreten des
KSE-Vertrages erreicht sein.

Im Anschluß an den Zerfall der UdSSR trat ein besonders schwieriges, im
Kreis aller Vertragspartner kaum lösbares Problem der Realisierung des KSE-
Vertrages auf: Die Aufteilung der der Sowjetunion zugedachten Mengen ver-
tragserfaßter Waffensysteme auf die Nachfolgerepubliken. Die GUS-Mitgliedstaa-
ten selbst verhandeln seit Monaten untereinander darüber. Die Übereinkunft ist
eine Voraussetzung dafür, daß sie in die Vertragspflichten der UdSSR eintreten
können und das Vertragswerk überhaupt operabel wird. Für die politischen
Konstellationen ist es charakteristisch, daß der Westen versucht hat, auf den
Abstimmungsprozeß zwischen den Nachfolgestaaten der Sowjetunion Einfluß zu
nehmen, und zwar mittels des Nordatlantischen Kooperationsrates. Schon Monate
vor der Aufnahme der GUS-Staaten in dieses Gremium sie erfolgte am 10.
März 1992 — tagte in Brüssel eine entsprechende Arbeitsgruppe unter Teilnahme
fast aller ehemaligen Sowjetrepubliken, um die Möglichkeiten einer baldigen
Ratifizierung und Erfüllung des Vertrages zu prüfen und entsprechende Schritte
voranzubringen. Aber als kurz vor Beginn des Helsinki-Folgetreffens ein Gipfel-
treffen der GUS in Kiew stattfand, konnte man die offenen Fragen auch dort
noch nicht klären5. Solange die Umsetzung des KSE-Vertrages noch in der Schwe-
be ist, sind aber auch die KSE I/a-Verhandlungen weitgehend gehemmt.

Erfolgreicher waren die Teilnehmer bei den Wiener Verhandlungen über
Vertrauens- und Sicherheitsbildende Maßnahmen. Das rechtzeitig im März 1992
angenommene "Wiener Dokument 1992"6 tritt an die Stelle des vorausgehenden
"Wiener Dokuments 1990". Die Neuerungen und Verbesserungen des VSBM-
Regimes sollen am 1. Mai 1992 in Kraft treten und insbesondere umfassen:
— Weitergehende Bestimmungen über den jährlichen Informationsaustausch.
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— Erstmals definitive Beschränkungen militärischer Aktivitäten.
— Die Schwellen für die Ankündigungspflicht und für die Pflicht zur Einladung

von Manöverbeobachtern wurden gesenkt.
— Vor-Ort-Inspektionen können nun auch von multinational zusammengesetzten

Inspektionsteams durchgeführt werden.
— Zur Ausräumung von Besorgnissen und zur Vermeidung von Mißverständnis-

sen über militärische Aktivitäten und Vorgänge wurde die darauf bezogene
Konsultations- und Kooperationsprozedur verbessert;

— Ein EDV-gestütztes Kommunikationsnetz zwischen den Teilnehmerstaaten zur
raschen und effizienten Übermittlung von Anfragen und Informationen wurde
beschlossen und installiert.

Damit ist die Transparenz in bezug auf militärische Vorgänge im KSZE-Bereich
abermals gesteigert worden. Von besonderer Bedeutung ist in diesem Zusammen-
hang eine Übereinkunft, die sich in einem Anhang zum Wiener Schlußdokument
findet: die bisher maßgebliche Definition des Anwendungsraums für Vertrauens-
und Sicherheitsbildende Maßnahmen wird bestätigt, aber zusätzlich fixiert, daß
die Maßnahmen auch auf die Staatsgebiete von Armenien, Aserbaidschan, Belarus
(Weißrußland), Kasachstan, Kyrgystan (Kirgisien), Moldova (Moldau), Tadschiki-
stan, Turkmenistan, Ukraine und Usbekistan angewendet werden, soweit deren
Territorien nicht bereits davon erfaßt waren.

Der erwähnte Anhang zum Wiener Dokument wurde übrigens beschlossen,
ohne daß an Verhandlung und Beschlußfassung Vertreter aller eben erwähnten
Staaten tatsächlich teilnahmen (nur Vertreter von Belarus und der Ukraine saßen
am Verhandlungstisch)7. Der delikate Charakter der Sache war klar: Man mußte
(und muß) damit rechnen, daß die neu hinzugetretenen zentralasiatischen Repu-
bliken auf das Prinzip der gleichen Respektierung der Sicherheitsinteressen aller
Teilnehmerstaaten hinweisen und darauf aufmerksam machen werden, daß es mit
diesem Prinzip in Widerspruch stehen würde, wenn sie ihr Territorium den
KSZE-Verpflichtungen unterwerfen, während ihr "großer Nachbar", die Russische
Föderation, in bezug auf seine außerhalb der bisherigen Anwendungszone liegen-
den Gebietsteile dazu nicht angehalten ist8.

Erwähnenswert ist auch eine prozedurale Entwicklung, die sich im Zuge der
Wiener VSBM-Verhandlungen 1990-1992 abgespielt hat. Bis 1990 war es KSZE-
Brauch, daß nach der Vorlage von Beschlußvorschlägen und einer grundsätzlichen
Diskussion zur Detailerörterung sowie schließlich zur Redaktionsarbeit in
"Working Groups" übergegangen wurde, die von einem Delegierten eines neutra-
len oder allianzfreien Landes als "Moderator" geleitet wurden. Im Anschluß an
die Auflösung des herkömmlichen KSZE-"Soziogramms" kam es zu einer Ver-
änderung dieses Verfahrens: Die Detail- und Redaktionsarbeit wurde weiterhin
in Arbeitsgruppen durchgeführt, aber zu deren Konstituierung lud in der Regel
eine Delegation ein, die selbst einen Beschlußvorschlag zur betreffenden Sache
präsentiert hatte, und zwar ohne Rücksicht auf frühere oder derzeitige Allianzzu-
gehörigkeit.
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Neben den für die Wiener Verhandlungen vorprogrammierten Vorhaben kam
im Herbst 1991 ein weiteres hinzu, nämlich die Arbeit am "Open Skies"-Vertrag.
Das Thema war aufgrund einer Initiative von Präsident Bush im Frühjahr 1989
wieder auf die Tagesordnung gekommen9. Der NATO-Rat machte sich das
Projekt Ende 1989 zu eigen10. Nach zwei erfolglosen Verhandlungsrunden wurde
im Herbst 1991 ein neuer Anlauf versucht. Die Verhandlungen wurden unmittel-
bar vor Beginn des Helsinki-Folgetreffens am 20. März 1992 mit der Paraphierung
des Vertrages zum Abschluß gebracht. Verhandlungsparteien waren die NATO-
Mitglieder und die ehemaligen WVO-Mitglieder (anstelle der UdSSR die Russi-
sche Föderation, Belarus und die Ukraine). Die übrigen Teilnehmerstaaten der
KSZE waren eingeladen, Beobachterdelegationen zu entsenden. Zum Vertrags-
inhalt ist hervorzuheben:
— Die Vertragsstaaten erlauben Überflüge durch andere Vertragsstaaten nach

kurzfristiger Ankündigung, unter Beschränkungen ausschließlich aus Gründen
der Flugsicherheit, und im Rahmen eines Quotensystems.
Die Sensorenausstattung wird aus optischen- oder Videokameras, SAR-Radar
und Infrarotsensoren bestehen, so daß die Beobachtung bei allen Licht- und
Wetterbedingungen möglich ist.

— Die Beobachtungsergebnisse stehen gegen Kostenbeteiligung auch anderen
Vertragsstaaten zur Verfügung.

Der "Open Skies"-Vertrag erweitert generell das Bündel von kooperativen Maß-
nahmen und Regimen zur Wahrung und Förderung der europäischen Sicherheit.
Er wird allerdings auf mittlere Sicht auch anderen als den KSZE-Teilnehmerstaa-
ten zum Beitritt offenstehen.

Die "zivilen" Dimensionen des KSZE-Prozesses

Von Anfang an war die Verknüpfung ganz verschiedener Dimensionen der
Zusammenarbeit — von den Menschenrechten bis zur militärischen Vertrauens-
bildung, vom Kulturaustausch bis zur Umweltschutzkooperation — ein Merkmal
des KSZE-Prozesses, und immer wieder spielte das Prinzip der "Ausgewogenheit
zwischen den Körben" eine wichtige Rolle. Seit den späteren 80er Jahren ging es
nicht mehr um die prinzipielle Auseinandersetzung über die Achtung der Men-
schenrechte11, und seit dem Zusammenbruch des sowjetisch dominierten Impe-
riums verlor die Sorge vor militärischen Angriffspotentialen an Relevanz. Die
Anpassung der sicherheitspolitischen Perspektiven des KSZE-Prozesses an die
neue Gesamtlage, die von ganz anderen Gefährdungen und Konfliktpotentialen
geprägt ist als das vordem der Fall war, wird noch Zeit und Mühe erfordern. In
den nicht auf die militärische Sicherheit bezogenen Dimensionen des KSZE-
Prozesses ist inzwischen die solidarische Begleitung der verfassungs- und gesell-
schaftspolitischen Umgestaltungsbemühungen in den osteuropäischen Teilnehmer-
staaten zu einem Hauptanliegen geworden. Für eine operative Umsetzung der in
diesem Zusammenhang formulierten Ideen fehlt es der KSZE allerdings an
Instrumenten und an einsetzbaren Ressourcen.
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Die kulturelle Zusammenarbeit im KSZE-Rahmen war Gegenstand eines vom
28. Mai bis zum 7. Juni 1991 in Krakau veranstalteten Symposiums über das
kulturelle Erbe der Teilnehmerstaaten, an dem auch eine große Zahl der sachzu-
ständigen Minister mitwirkte12. Im Abschlußdokument wird die Bedeutung des
kulturellen Lebens für das Wohlergehen der Völker, die Entwicklung der Demo-
kratie und der Marktwirtschaft ebenso betont wie die Bedeutung der Menschen-
rechte und Grundfreiheiten für die kulturelle Entwicklung. Besonders wird auch
die Wertegemeinschaft der Teilnehmerstaaten und die notwendige Achtung vor
der kulturellen Vielfalt — nicht nur der Nationen, sondern auch der Regionen
betont und ein Bekenntnis zu gegenseitigem Verständnis und Toleranz abgegeben.
Das Dokument enthält zahlreiche Grundsatz- und Absichtserklärungen zum
Schutz der Kulturgüter und zur zwischenstsaatlichen Zusammenarbeit auf den
entsprechenden Gebieten.

Vom 10. September bis zum 4. Oktober 1991 fand das 3. Treffen im Rahmen
der "Konferenz über die menschliche Dimension der KSZE" statt. Das zu Beginn
durchgeführte Außenministertreffen beschloß die Aufnahme der drei baltischen
Staaten. Abgesehen von den dort beschlossenen institutionellen und prozeduralen
Verbesserungen verdienen u. a. die folgenden im Schlußdokument enthaltenden
Feststellungen Beachtung:
— Im Zeichen der gemeinsamen Verpflichtung auf pluralistisch-demokratische

und rechtsstaatliche Grundwerte sichern sich die Teilnehmerstaaten zu, Ver-
suchen zu deren Verletzung gemeinsam entgegenzutreten.

- Die in den vorangehenden Treffen in Paris (1989) und — vor allem — Kopenha-
gen (1990) angenommenen detaillierten Prinzipien- und Regelkataloge über die
auf der Achtung der Menschenrechte gegründete, pluralistisch-demokratische
und rechtsstaatliche Grundordnung, die die Teilnehmerstaaten in ihrem Ho-
heitsbereich aufrechterhalten und entwickeln wollen, wurden im Moskauer
Schlußdokument weitergeführt und ergänzt. Damit wurde die schon vor der
ersten KSZE-Gipfelkonferenz begonnene, dann in der "Charta von Paris"
kulminierende Politik der ausdrücklichen vefassungspolitischen Solidarisierung
durch das Bekenntnis zu operablen Grundwerten und institutionellen Mustern
fortgesetzt.

Nur einen Monat später fand vom 4. bis zum 15. November 1991 in Oslo ein
Expertenseminar über "Demokratische Institutionen" statt, dessen Ergebnisse in
Form eines ausführlichen Berichtes an den KSZE-Rat zusammengefaßt wurden.
Die Mitwirkung unabhängiger Fachleute wurde als besonders nützlich empfunden.
Der Erfahrungsaustausch und die solidarische Unterstützung der neuen Demokra-
tien durch die Teilnehmerstaaten mit demokratisch-rechtsstaatlicher Tradition
verdienen besondere Förderung, u.a. durch ein zu schaffendes KSZE-Büro für
demokratische Institutionen.

Demgegenüber blieb das Aufgabenfeld des "Korbs II" der KSZE (die wirt-
schaftliche, technische, umweltschutzpolitische Zusammenarbeit) in seiner tradi-
tionellen Aschenputtelrolle. Eine entsprechende "relance" soll durch die Bildung
eines "Wirtschaftsforums" im Rahmen des "Ausschusses Hoher Beamter" eingelei-
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tet werden; Hauptaufgabe des Forums soll die Unterstützung der Bemühungen
zur Entwicklung marktwirtschaftlicher Systeme sein.

Strukturelle und institutionelle Entwicklungen

Die ersten Umsetzungsbeschlüsse der Pariser Gipfelentscheidungen über die
Schaffung von KSZE-"Institutionen" waren vom KSZE-Ministerrat bei seiner
ersten Tagung in Berlin 1991 gefaßt worden. Schon sehr bald danach setzte sich
die Einsicht durch, daß der damit erreichte Grad an Institutionalisierung und
normativer Kraft des Gesamtsystems nicht zur Bewältigung der Probleme aus-
reichte. Dem trug bereits die Berliner Ratstagung selbst Rechnung, indem sie den
Ausschuß Hoher Beamter ersuchte, dem nächstfolgenden Ratstreffen Empfehlun-
gen über die Weiterentwicklung der KSZE-Institutionen und Strukturen vor-
zubereiten. In diesen Prozeß wurde auch der Konsultativausschuß des KSZE-
Konfliktverhütungszentrums eingeschaltet. Zugleich initiierten die Außenminister
den Beginn informeller Konsultationen über die Errichtung eines "neuen Forums"
für Abrüstung sowie Vertrauens- und Sicherheitsbildung, die dann in Helsinki auf
formeller Ebene weitergeführt werden sollten.

Zu strukturellen Innovationen kam es jedoch schon vor der zweiten Rats-
tagung. Im Rahmen des bereits erwähnten Moskauer Treffens wurden am 3.
Oktober 1991 neue Maßnahmen zur Überwachung der Menschenrechtspolitik und
-praxis der Teilnehmerstaaten beschlossen. Die bereits in Wien 1989 und Kopen-
hagen 1990 getroffenen Vereinbarungen wurden modifiziert:
(a) Erhebt ein Teilnehmerstaat gegenüber einem anderen Vorstellungen oder

ersucht um Informationen in Sachen der "menschlichen Dimension", so ist
spätestens nach zehn Tagen schriftlich zu antworten; wird ein bilaterales
Treffen verlangt, so hat dieses ehestmöglich stattzufinden.

(b) Es können "Expertenmissionen" gebildet werden, um deren Entsendung ein
Staat selbst ersuchen kann, wenn er in einschlägigen Angelegenheiten deren
Beistand wünscht, etwa zur unparteiischen Erarbeitung von Lösungsvorschlä-
gen für aktuelle Probleme.

(c) Wenn nach einem Klärungsvorgang gemäß (a) der an Aufklärung interes-
sierte Staat nicht befriedigt ist, kann er die zuständige KSZE-Institution
ersuchen, das Einverständnis des betroffenen Staates zur Entsendung einer
Expertenmission einzuholen. Gibt dieser Staat sein Einverständnis nicht,
dann kann auch ohne seine Zustimmung eine "Berichterstattermission" in die
Wege geleitet werden, wenn der beantragende Staat dafür die Unterstützung
von mindestens fünf weiteren Teilnehmerstaaten erhält13. Die Mission hat
Tatsachen festzustellen und kann auch Lösungsempfehlungen abgeben. Der
betroffene Staat kann dazu Stellung nehmen, und die Unterlagen werden
dann allen Teilnehmerstaaten übermittelt.

(d) Betrachtet ein Teilnehmerstaat in einem anderen eine "besonders schwerwie-
gende Gefahr" für die Menschenrechte oder andere die "menschliche Di-
mension" betreffenden KSZE-Bestimmungen als gegeben, dann kann er mit
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der Unterstützung von mindestens neun weiteren Teilnehmerstaaten das zu-
letzt erwähnte Verfahren in Gang setzen, auch ohne daß vorher die "niedri-
geren" Stufen des Mechanismus in Anspruch genommen wurden,

(e) Schließlich ist der Ausschuß Hoher Beamter berechtigt, Experten- oder
Berichterstattermissionen einzusetzen14.

Diese Bestimmungen stehen in der Tradition der Verhandlungsergebnisse über
die "Menschliche Dimension": unter Schonung der Souveränität aller Teilnehmer-
staaten und ohne völkerrechtliche Verpflichtung setzt man darauf, daß das
Interesse eines jeden Teilnehmerstaates am Fortgang des KSZE-Prozesses und an
der Erhaltung seiner Reputation im Kreis der Teilnehmer hinreichend groß ist,
um ihn zu regimekonformem Verhalten zu veranlassen.

Weitergehende Modifikationen von KSZE-Mechanismen und -Strukturen nahm
der Ministerrat dann im Zuge seines Berliner Treffens Ende Januar 1992 vor.
Grundsätzlich bekräftigte er die Basisgedanken und Perspektiven des Helsinki-
Prozesses: das "umfassende ... Konzept von Sicherheit und Stabilität, das Men-
schenrechte, politische, militärische, wirtschaftliche und umweltpolitische Elemen-
te einschließt", die Rolle der KSZE "bei der Förderung der demokratischen
Entwicklung und der vollen Eingliederung der Teilnehmerstaaten in ein Netzwerk
gemeinsamer KSZE-Werte, Prinzipien und -Normen", die Zielsetzung der KSZE,
Konflikte auch "durch die Beseitigung der eigentlichen Spannungsursachen" zu
verhüten und die entsprechenden Fähigkeiten der KSZE weiterzuentwickeln15.

Zugleich aber wurden wichtige operative Entscheidungen getroffen: Gleich zu
Beginn wurde der Status der Russischen Föderation als Nachfolgerin der UdSSR
am Ratstisch bestätigt, und zehn GUS-Republiken wurden in den Kreis der
Teilnehmerstaaten aufgenommen, nachdem sie sich am Vorabend zur Übernahme
der schon erwähnten Verpflichtungen bereit erklärt und der Entsendung einer
"Berichterstattungsmission" zugestimmt hatten, die die Möglichkeiten zur effekti-
ven Implementierung der KSZE-Regeln prüfen soll. Kroatien und Slowenien
erhielten den Beobachterstatus.

Im Rahmen eines "Prager Dokuments" wurden mit unverzüglicher Wirkung
verschiedene institutionelle und strukturelle Neuerungen eingeführt:
(a) Die Stellung des Ausschusses Hoher Beamter (AHB) wurde gestärkt; er

fungiert zwischen den Ratstagungen als Zentralorgan für die Supervision,
das Management und die Koordinierung der KSZE-Politik und tagt minde-
stens alle drei Monate.

(b) Das bisherige Büro für freie Wahlen wird zum "Büro für demokratische
Institutionen und Menschenrechte" umgestaltet. Es wird mit den Agenden
für den Mechanismus zur Menschlichen Dimension betraut sowie mit der
Durchführung von darauf bezogenen Implementationsüberprüfungstreffen in
den Jahren beauftragt, in denen kein Hauptfolgetreffen stattfindet.

(c) Einer schon seit längerem, vor allem vom deutschen Außenminister
Genscher verfolgten Idee ("Konsens minus eins") gemäß soll "bei eindeuti-
gen, groben, nicht behobenen Verletzungen" von KSZE-Verpflichtungen, die
sich auf die Menschenrechte, die Demokratie und die Rechtsstaatlichkeit
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beziehen, der Rat oder der AHB, und zwar "unbeschadet bestehender
KSZE-Mechanismen", "angemessene Maßnahmen" treffen können, erforderli-
chenfalls auch ohne Zustimmung des betroffenen Staates". Als solche Maß-
nahmen werden "politische Erklärungen" oder andere politische Schritte"
genannt, die "außerhalb des Territoriums des betroffenen Staates anwend-
bar" sind16.

(d) Die Instrumente und Verfahren zur Krisenbewältigung und zur Konflikt-
verhütung sollen verbessert werden; Vorkehrungen zur Leistung guter Dien-
ste, zur Beratung, Schlichtung und kooperativen Streitregelung werden aus-
drücklich in Aussicht genommen, und dabei soll auch die Möglichkeit zur
Durchführung friedenserhaltender Maßnahmen, also zur Aufstellung von
"Peace Keeping Forces", geprüft werden; die Entscheidung darüber soll aber
erst beim Helsinki-Folgetreffen fallen17.

(e) Inzwischen soll der Konsultativausschuß des Konfliktverhütungszentrums
(KVZ) mindestens monatlich tagen und dabei auch als Konsultationsforum
für Sicherheitsfragen mit politisch-militärischen Implikationen fungieren.

(..f) Im Hinblick auf die "Parlamentarische Versammlung der KSZE" wird sich
der Vorsitzende des Ministerrates zur Beantwortung von Fragen und zur
Weiterleitung von Auffassungen der Versammlung an den Rat bereithalten.
Damit soll der Versammmlung offenbar erhöhte Relevanz zugesprochen
werden.

(..g) Mit außenstehenden Staaten oder Staatengruppen soll ein "flexibler Dialog"
in Aussicht genommen werden — sozusagen als sehr "weicher" Ansatz zu
"Außenbeziehungen" des KSZE-Systems18.

Wie im KSZE-Prozeß üblich, fanden nicht alle in Vorschlag gebrachten Ideen
Eingang in das Schlußdokument. Vertagt wurden z. B. Anregungen, zum Ausgleich
für die Ausweitung des Kreises der Teilnehmerstaaten auf nahezu 50 einen nicht
alle Delegationen umfassenden Lenkungsausschuß ("Steering Committee") ein-
zurichten oder die "Troika" mit entsprechenden Aufgaben zu betrauen, sowie das
Konsensprinzip stärker einzuschränken.

Weiterentwicklungen des KSZE-Sicherheitssystems

Der Ministerrat hatte in seiner Berliner Tagung die Mitglieder des Konsultativ-
ausschusses des KVZ (d. h. die Delegationsleiter zu den VSBM-Verhandlungen)
ersucht, Vorbereitungsgespräche über ein Mandat für die nach dem Helsinki-
Treffen zwischen allen KSZE-Teilnehmerstaaten vorgesehenen Rüstungskontroll-
und Vertrauensbildungsverhandlungen zu führen. Die Gespräche liefen im
September 1991 an, und die Aufgabe sah eher schwierig aus: nach dem Ende der
Ost-West-Konfrontation, nach dem Zusammenbruch der kommunistischen Herr-
schaftssysteme und im Anschluß an den Zerfall der Sowjetunion war es kaum
mehr möglich, die bisher geltenden Verhandlungsziele einfach fortzuschreiben,
nämlich ein stabileres "Gleichgewicht auf niedrigerem Niveau", oder den Abbau
der Offensivfähigkeit. Stattdessen mußte man sich nun auf ganz andere Gefähr-
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düngen der militärischen Sicherheit einstellen. Im Grunde war seit geraumer Zeit
klar: Die Geschäftsgrundlage für ein künftiges europäisches Sicherheitssystem
müßte neu entworfen werden, denn erst davon ließe sich der Stellenwert konkre-
ter militärpolitischer Verhandlungsvorhaben ableiten.

Relativ bald kristallisierte sich die Idee heraus, zunächst eine permanente
Plattform für einen längerfristigen Prozeß der Herausbildung gemeinsamer
Sicherheitsvorstellungen und für den Dialog über die damit zusammenhängenden
Fragen einzurichten. Zunächst sprach man von einem "Sicherheitsforum", später
von einem "KSZE-Forum für Sicherheitskooperation", das ein permanentes Quasi-
Organ für den Sicherheitsdialog und für die sicherheitspolitische Zusammenarbeit
werden und zugleich weitere Verhandlungen über konkrete Maßnahmen zur
Rüstungskontrrolle und zur Stabilisierung ermöglichen soll19. Insbesondere wird
auch an die Erarbeitung und Vereinbarung von "regionalen" oder "selektiven"
Maßnahmen gedacht, die spezifischen Sicherheitsproblemen und -bedürfnissen in
geographischen Teilzonen (also z. B. in sensiblen Nachbarschaftsgebieten) Rech-
nung tragen sollen.

Nicht in den Aufgabenbereich des Zentralorgans des neuen Forums, über
dessen Bezeichnung noch kein Einvernehmen besteht, soll die Befassung mit
akuten Krisenfällen und das Management entsprechender Eindämmungs- oder
Beilegungsaktionen einbezogen werden; hierfür bleiben (politisch) der AHB und
(technisch) das KVZ zuständig; unklar ist allerdings, inwieweit das KVZ selbst in
das "Forum" integriert werden soll. Das Helsinki-Treffen hat also noch eine ganze
Reihe von Problemen zu lösen, wenn dem Juli-Gipfel eine kohärente und ope-
rable Neustrukturierung zur Annahme vorgelegt werden soll. Dazu gehört auch
eine Weiterentwicklung des Konfliktverhütungszentrums und überhaupt der
Instrumente und Ressourcen zur Konflikt- und Krisenbewältigung. Das KVZ
nahm seit seiner Errichtung keine recht befriedigende Entwicklung. Unverhältnis-
mäßig viel Zeit und Mühe wurde Verfahrensfragen gewidmet; in der zweiten
Jahreshälfte 1991 galt die Hauptarbeit den vom Ministerrat gewünschten Vor-
schlägen zur Stärkung des Zentrums.

Die Befassung mit Konflikten und Zwischenfällen — eigentlich von den Initiato-
ren des KVZ als dessen Hauptaufgabe in Aussicht genommen — verlief nicht sehr
erfolgreich. Eine Dringlichkeitssitzung anläßlich der Jugoslawienkrise Anfang Juli
1991 erbrachte nur zu ein "Chairman's Statement" mit Mahnungen zum Verzicht
auf Gewalt und mit dem Hinweis auf die bevorstehende Satzung des AHB; seither
hat sich der Konsultativausschuß des KVZ mehrmals mit der jugoslawischen
Entwicklung befaßt (u. a. in Verbindung mit dem Abschuß eines Hubschraubers
der EG-Beobachtungsmission im Januar 1992); seine Möglichkeiten zur Beschluß-
fassung sind aber nach wie vor eher beschränkt.

Auch die "politischen" Organe der KSZE der Rat und der AHB — hatten die
bewaffnet ausgetragenen Konflikte in der KSZE-Zone auf ihre Tagesordnung
gesetzt, insbesondere die Vorgänge in Jugoslawien und, seit der Erweiterung des
Teilnehmerkreises um die GUS-Republiken, auch den armenisch-aserbaidschani-
schen Konflikt um Nagornij-Karabach. Das Prager Ratstreffen hatte die Entsen-
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düng von Berichterstattermissionen in die neuen Teilnehmerstaaten beschlossen.
Im Anschluß an die Vorlage der Berichte wurde die Notwendigkeit des sofortigen
Feuereinstellung betont und auf die Unvereinbarkeit der Aktivitäten der Kon-
fliktparteien mit den KSZE-Verpflichtungen hingewiesen. Die Auswirkungen
blieben, vorsichtig gesprochen, begrenzt. Zu Beginn des Helsinki-Folgetreffens
verabschiedete der Rat einen Appell zur sofortigen Feuereinstellung und beschloß
die Einberufung einer Friedenskonferenz in Minsk zum ehestmöglichen Zeit-
punkt20. Die Erfolgschancen sind derzeit noch schwer abzuschätzen.

Was die Auswirkungen aller dieser Vorgänge auf das allgemeine Bild von der
KSZE betrifft, so muß man wohl berücksichtigen, daß die im breiten Kreisen der
Öffentlichkeit gängigen Vorstellungen von den Möglichkeiten der KSZE zur
Friedenssicherung und zur Konflikteindämmung kaum mit der tatsächlichen
Ausstattung des KSZE-Systems im Einklang standen; die Diskrepanz zwischen
Vorstellungen und Realitäten ist durch anspruchs- und verheißungsvoll klingende
Proklamationen über seine Rolle als wesentliches Element der "europäischen
Sicherheitsarchitektur" eher vergrößert worden.

Die KSZE als "gesamteuropäische Architektur" — eine Vision von gestern?

Eine Zeit lang konnte man in der Tat annehmen, die KSZE könnte und würde
sich zur Basis oder zum Rahmen einer "gesamteuropäischen Architektur" fort-
bilden lassen. Seit dem Pariser Gipfel von 1990 konnte man den Eindruck gewin-
nen, daß die Fortbildung des KSZE-Systems eher moderat verläuft, und daß ein
Übergang in eine neue Qualität in absehbarer Zeit kaum erwartet werden kann.

Seit Jahresanfang 1992 haben sich die Rahmenbedingungen für die Heraus-
bildung einer "gesamteuropäischen Architektur" grundlegend geändert: Inzwischen
sind alle Nachfolgestaaten der ehemaligen Sowjetunion in die KSZE einbezogen
worden21. Sie wurde damit zu einem "transatlantisch-eurasischen" Prozeß ausge-
weitet. Dies hat Konsequenzen, zunächst im Sinn einer zumindest relativen und
tendenziellen "Enteuropäisierung". Etliche der neuen Teilnehmerstaaten lehnen
es rundweg ab, als "europäisch" zu gelten. Bedeutsam ist vor allem der mit der
"Osterweiterung" verbundene Struktur- und Qualitätswandel. Die KSZE hat
dadurch ein markant "multikulturelles" Profil erhalten. Die seit den frühen 70er
Jahren entwickelte KSZE-Kultur der kooperativen Konfliktbearbeitung, der
gewollten Interessenverflechtung und schließlich der Verbriefung gemeinsamer
"Grundwerte" wird starken Zentrifugalkräften und Zersetzungstendenzen ausge-
setzt. Manchen der neuen Teilnehmerstaaten und ihren politischen Eliten dürfte
vieles daran eher fremd sein22. Wie die KSZE der Aufgabe gerecht werden soll,
diese Staaten nicht nur in ihr Regimenetz einzubinden, sondern zur festen Ver-
ankerung pluralistisch-demokratischer, rechtsstaatlicher und marktwirtschaftlicher
Ordnungen im dortigen Milieu beizutragen, ist schwer abzusehen. Je effektiver
dies versucht würde, desto eher könnte es als Einmischung und als Auferlegung
fremder Kulturmuster erscheinen und damit dysfunktional wirken.
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Dazu kommt eine weitere Komplikation: Die Vergrößerung des Teilnehmer-
kreises hat Konflikte in das KSZE-System eingelagert, die ihm zumindest eine
wesentliche Mitverantwortung für ihre zivile Bewältigung auferlegen. Der arme-
nisch-aserbaidschanische Konflikt ist das derzeit spektakulärste Beispiel, aber
gewiß nicht das einzig denkbare. Es läßt sich leicht absehen, daß die Konfliktlö-
sungs- und Konfliktverhütungskapazität des Systems sich als unzureichend erweist.
Dies läßt einen Reputationsverlust der ganzen Unternehmung erwarten, und
damit eine weitere Schwächung der Wirkungschancen. Diese Risiken des Erweite-
rungsentschlusses waren den Entscheidungsträgern durchaus bewußt23. Man hielt
aber die Gefahr eines Abdriftens der asiatischen GUS-Staaten etwa in Richtung
auf den islamischen Fundamentalismus für größer, in der Meinung, die Ver-
pflichtung der neuen Teilnehmerstaaten auf die Grundwerte und die Regime-
commitments der KSZE biete zumindest die Chance einer stärkeren Auswirkung
westlicher Positionen und Einflüsse; schließlich habe ja der KSZE-Prozeß den
Beweis dafür geliefert, daß sich sogar totalitäre Diktaturen einer entsprechenden
Wirkung kaum entziehen können.

Ein weiterer wichtiger Vorgang war die Gründung und dann vor allem die
Ausweitung des Nordatlantischen Kooperationsrates. Die entsprechende Initiative
der beiden Außenminister Baker (USA) und Genscher wurde vom NATO-Gipfel
Anfang Dezember 1991 in Rom aufgegriffen24; die konstituierende Sitzung des
Rates fand dann am 20. Dezember 1991 in Brüssel statt25, und zwar unter Teil-
nahme der Außenminister der NATO-Mitgliedstaaten "sowie der Außenminister
Bulgariens, Estlands, Lettlands, Litauens, Polens, Rumäniens, der CSFR, Ungarns
und der Vertreter der Sowjetunion". Im Laufe der Tagung wurde dann deren
Auflösung bekannt. Am 10. März 1992 kam es schließlich zur Aufnahme aller
GUS-Mitgliedsstaaten in den Kooperationsrat. Ursprünglich war mit der Grün-
dung des Rates beabsichtigt, den an einem baldigen NATO-Beitritt interessierten
Reformländern (vor allem Ungarn, Polen und der CSFR) sozusagen ein Ersatz-
angebot zu machen, da die NATO weder zu einer Aufnahme von Mitgliedern
noch zur Abgabe einer Sicherheitsgarantie für mittel- oder osteuropäische Staaten
bereit war. Die Brüsseler Erklärung anläßlich der Konstituierung betont den
"positiven Einfluß der NATO als Quelle der Stabilität" und bekräftigt das Ja zur
"Verwirklichung der Ziele der KSZE" und zu ihrer Stärkung.

Inzwischen gibt es aber starke Indizien für die Annahme, daß das "NACC"
(North Atlantic Cooperation Council), was die politische Dynamik und das
Gewicht betrifft, im Begriff ist, die KSZE zu überholen. Im Kreis der nunmehr 35
Beteiligten wurde ein institutioneller Ausbau und eine ganze Reihe von gemein-
samen Vorhaben beschlossen — darunter auch solche, die vorher als Domäne der
KSZE galten26. Insbesondere soll der Kooperationsrat für regelmäßige Konsulta-
tionen zur mittel- und langfristigen Planung der Außen- und Sicherheitspolitik
genutzt werden. Was Arbeitsweise und Beschlußeffizienz betrifft, so fallen Ver-
gleiche mit KSZE-Gremien deutlich zugunsten des NACC aus. Das ist kein
Zufall: die NATO-Mitgliedstaaten haben eine jahrzehntelang eingespielte Praxis
in der Abstimmung nationaler Interessen; dazu kommt eine deutlich ausgeprägte
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Einflußstruktur: Zwischenstaatliche Beziehungen stehen formell im Zeichen des
Prinzips der "souveränen Gleichheit" — aber im NACC sind einige Beteiligte
gleicher als die anderen: es gibt erstens Bündnismitglieder und zweitens "Liaison-
partner"; innerhalb des Bündnisses aber ist die Führungsrolle der westlichen
Supermacht notorisch. Es wirkt sich überdies aus, daß zumindest einige der
Partnerstaaten massiv in die NATO drängten27, was sie im NACC zwar nicht in
die Rolle von Bittstellern versetzt, aber doch in die von Juniorpartnern.

Über die Voraussetzungen und Implikationen der Schaffung des NACC kann
man ausgiebig diskutieren. Kurz vor dem Erweiterungstreffen des Kooperations-
rates erregte die Veröffentlichung einer Pentagon-Studie über Perspektiven der
künftigen Verteidigungsplanung der USA in der "New York Times" erhebliches
Aufsehen: In der nach dem Ende der Sowjetmacht "unipolar" strukturierten Welt
erfordere es das Interesse der Vereinigten Staaten, Konkurrenten um die Füh-
rungsrolle der Vereinigten Staaten — selbst im regionalen Rahmen — zu entmuti-
gen. Namentlich gelte es den Aufbau eines rein europäischen Sicherheitssystems,
das die NATO (und damit die eigene Hegemonieposition) unterminieren würde,
zu verhindern28. Es gibt gute Gründe für die Vermutung, daß die "KSZE-Staa-
tengemeinschaft"29 zusätzliche Bemühungen um ihre eigene Konsolidierung
dringend nötig hätte, so daß es problematisch wäre, auf die zusätzlichen Binde-
kräfte einer Hegemonialstruktur zu verzichten.

In Verbindung damit verdient auch noch ein anderer Umstand Aufmerksam-
keit: die zunehmende innersystemare und Systemgrenzen überschreitende Grup-
penbildung, die sich nicht nur integrationsförderlich, sondern ausgesprochen
ambivalent auf die Gesamtkohärenz des KSZE-Prozesses auswirken kann. "Sy-
steminterne" subregionale Interaktionsverdichtungen und Zusammenschlüsse
können freilich auch durchaus dem Ganzen zugutekommen — im Wege der
Abpufferung begrenzter Spannungen und Komplikationen oder durch die Entla-
stung des Gesamtsystems von spezifischen Agenden; man kann darin ein Analo-
gon zum Konzept der "regionalen" Sicherheitsvereinbarungen im Rahmen der
KSZE sehen. Als Beispiel hierfür könnte man etwa die "Zentraleuropäische
Initiative" ("CEI" = Central European Initiative), die frühere "Pentagonale" bzw.
"Hexagonale" anführen, die sich inzwischen mit 12 Arbeitsgruppen ausgestattet
und mehr als 100 konkrete Projekte beschlossen hat von einem Radioaktivitäts-
Frühwarnsystem für Mitteleuropa bis zur Verkehrsplanung30. Bei deren Frühjahrs-
tagung der CEI-Außenminister am 21. März 1992 in Klagenfurt sagten die bisheri-
gen Mitgliedstaaten CSFR, Italien, Österreich, Polen und Ungarn den Vertretern
Sloweniens und Kroatiens die Aufnahme zu.

Andere Beispiele bilden etwa die Konferenz der Schwarzmeer-Anrainerstaaten
Anfang Februar 1992 in Istanbul (wo die Teilnehmerstaaten — neben der Türkei
Bulgarien, Rumänien, Rußland, Georgien, die Ukraine, Moldawien, sowie Arme-
nien und Aserbaidschan — ein Grundsatzabkommen über wirtschaftliche, politi-
sche, soziale und politische Zusammenarbeit paraphierten)31, der Nordische Rat32,
sowie neuerdings die verkehrspolitische Zusammenarbeit der nicht der EG
angehörenden Ostsee-Anrainerstaaten33.
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Neue Herausforderungen für die Europäische Union

Welche Folgerungen man auch sonst aus den besprochenen Entscheidungen,
Vorgängen und Tendenzen ableiten mag — zum Beispiel im Hinblick auf die
mutmaßliche Schwächung des KSZE-Systems, wenn nicht bald entschiedene
Schritte zu seiner Stärkung unternommen werden —, eine Konsequenz dürfte
außer Zweifel stehen: Die "Enteuropäisierung" der KSZE infolge ihrer Auswei-
tung nach Osten einerseits, die mit der Schaffung des Nordatlantischen Koopera-
tionsrates verbundene Schwergewichtsverlagerung des politischen Kraftfeldes in
den transatlantischen Westen andererseits, bedeutet eine neue Herausforderung
an die Europäische Gemeinschaft — gerade zu einem Zeitpunkt, da diese sich in
eine Europäische Union mit neuen Qualitäten umwandeln will. Die Vorstellung
von einer "gesamteuropäischen Architektur", zu der die KSZE fortgebildet werden
soll, sind jedenfalls obsolet geworden. Wenn die KSZE sich zu einem System
entwickelt, das "Architektur"-Qualitäten aufweist, dann allenfalls zu einem trans-
atlantisch-eurasischen. Europa läßt sich in ihrem Rahmen nicht mehr definieren.

Man mag darin womöglich eine Tendenz der Auflösung der Europapolitik in
ein solches umfassenderes transatlantisches Gefüge erkennen; ob das im europäi-
schen Interesse liegt, wird man zumindest dann bezweifeln, wenn man die "euro-
päische Idee" nicht für eine pure Fiktion hält. Wenn man also glaubt, daß die
Völker und Staaten jedes Kontinents eine historisch begründete Einheit besonde-
rer Art bilden, der auch die Potenz zu einer politischen Identität innewohnt34;
wenn man in diesem Sinn von einer "Sache Europas" — einer "res publica" der
Europäer — ausgeht, dann wird man erkennen müssen, daß diese Sache Europas
einen spezifisch europäischen Sachwalter nötig hat.

Wer könnte dies sein, wenn nicht die Integrationsgemeinschaft? Die Europäi-
sche Union wird wohl vor die Nötigung gestellt werden, sich rascher und kon-
sequenter über ihre Verantwortung für das ganze Europa klar zu werden. Das
braucht ihre "Vertiefung" nicht auszuschließen — im Gegenteil; ihre gesamteuro-
päische Treuhänderaufgabe erfordert verstärkte Handlungsfähigkeit35. Aber die
Union würde ihrer eigenen Berufung kaum gerecht, wollte sie nicht lernen, ihr
Potential auch als Treuhänder des europäischen bonum commune im vollen Sinn
des Begriffs einsetzen. In diesem Sinn hat auch für die europäische Integration
eine neue Zukunft begonnen.

Anmerkungen
1 Europa-Archiv 14 (1991), D 335 ff., v. a. 5 Vorgesehen ist nun eine Klärung bis zur

356 ff. Tagung des Nordatlantischen Kooperations-
2 Europa-Archiv 23 (1991), D 579 ff. rates am 5.6.1992 in Oslo.
3 Europa-Archiv 5 (1992), D 167 ff. 6 Text in: Bulletin des Presse- und Informa-
4 Kurz vor Beginn des Helsinki-Folgetreffens tionsamtes der Bundesregierung Nr. 31 v.

hatten dann aber bereits 14 der 22 ur- 21.3.1992, S. 293 ff.
sprünglichen Vertragsparteien die Ratifika- 7 Gemäß den Verfahrensregeln der KSZE
tion vollzogen. gilt ein Beschluß als angenommen, wenn
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keine Delegation widerspricht.
8 Die Russische Föderation erklärte Anfang

Januar 1992, sie nehme nunmehr den bis-
herigen Platz der UdSSR am Konferenz-
tisch ein; das wurde ohne Einwand akzep-
tiert. Sie hatte also keinen Anlaß, so wie
die anderen GUS-Nachfolgestaaten Bedin-
gungen auf sich zu nehmen, wie sie in dem
erwähnten, vom Ausschuß Hoher Beamter
der KSZE vorentworfenen Brief formuliert
worden waren, dessen Unterzeichnung
durch dieser Staaten Voraussetzung ihrer
Zulassung war.

9 Europa-Archiv 12 (1989), D 331 ff.
10 Europa-Archiv 6 (1990), D 157 ff.
11 Abgesehen freilich vom Spezialthema dieser

Minderheitenrechte. Ob und inwieweit sich
aus der "Osterweiterung" der KSZE aber-
mals die Notwendigkeit einer Aufwertung
der Menschenrechtspolitik ergibt, wird sich
zeigen.

12 Albanien war durch eine Beobachterdelega-
tion vertreten. — Text des Abschlußdoku-
ments in: Bulletin des Presse- und Informa-
tionsamtes der Bundesregierung, Nr. 71 v.
20.6.1911, S. 573 ff.

13 Jede "Partei" kann einen Berichterstatter
benennen, die so benannten einigen sich
auf einen dritten.

14 Diese Bestimmung ist nicht sonderlich
weittragend, da ein entsprechender Be-
schluß einstimmig gefaßt werden muß. Das
Prinzip des "Konsens minus eins" wurde
erst durch die Prager Ministerratstagung in
das Regime eingeführt.

15 Europa-Archiv 5 (1992), D 167 ff.
16 Die in Moskau beschlossenen Modifikatio-

nen der Prozedur bei mutmaßlichen Ver-
stößen gegen Bestimmungen zur "Mensch-
lichen Dimension" bedeuten ja nicht, daß
"Berichtertstattermissionen" dem betroffe-
nen Staat aufgezwungen werden können: er
kann das Verfahren dadurch blockieren,
daß er den von ihm zu benennenden Be-
richterstatter nicht nominiert.

17 Zu den Befürwortern gehörte Deutschland,
zu den Skeptikern zählten die USA, Groß-
britannien und Frankreich.

18 Derartiges gab es ja bereits in bezug auf die
nichtteilnehmenden Mittelmeerländer.

19 Zu den mit Vorrang versehenen Verhand-

lungsgegenständen könnten insbesondere
gehören:
— die Harmonisierung der Verpflichtungen

der KSE-Vertragsparteien und der übri-
gen Teilnehmerstaaten, also gleichsam
die Konvergenz der Sicherheitsregime;

— die Verbesserung der VSBM-Regime
(Informationsaustausch);

— die Beschränkung destabilisierender
"Aufwuchs"-Maßnahmen (also der ra-
schen Verstärkung von Streitkräftefor-
mationen) und des qualitativen Wett-
rüstens;

— Einschränkungen der Waffenprolifera-
tion.

20 Als Teilnehmer sind neben dem Vorsitzland
des Rates (der CFSR) und dem Gastgeber-
land (Belarus) sowie den Konfliktparteien
Armenien und Aserbaidschan die USA,
Frankreich, Großbritannien, Deutschland,
Italien und Rußland vorgesehen; unbeant-
wortet war zum Zeitpunkt der Abfassung
dieses Beitrags noch die Frage der Ver-
tretung der betroffenen Region Nagornij-
Karabach selbst.

21 Übrigens hat man bei dieser Gelegenheit
auch schon die Erweiterung der KSZE um
Japan zur Diskussion gestellt; vgl. "Die
Presse" (Wien), 31.1.1992, S. 4 ("KSZE
darf kein Debattierklub werden"). Überdies
rechnen einige Beteiligte bereits damit, daß
nun auch "Nordafrikaner und Mittelmeer-
anrainer kommen"; vgl. Adam, Werner:
Asiatisches Debüt auf Europas Bühne, in:
Frankfurter Allgemeine Zeitung v. 6.2.
1992.

22 Das gilt sowohl für solche Staaten, in denen
ein durchgreifender Elitenwandel stattfand,
wie für jene, bei denen es sich eher um
einen "Etikettenwechsel" handelte; vgl.
Götz, Roland: Zur Lebensfähigkeit der Ge-
meinschaft Unabhängiger Staaten (GUS),
in: Europa-Archiv 4 (1992), S. 107 ff., v. a.
S. 113 f. Von der Frage nach dem Verhält-
nis von asiatisch-islamischer und westlicher
politischer Kultur ist dabei noch gar nicht
die Rede; immerhin sind in Aserbaidschan,
Kyrgistan, Tadschikistan und Usbekistan
60—80% der Bevölkerung sunnitische oder
schiitische Muslime.

23 Es gab auch die Alternative, nur die Ukrai-
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ne und Weißrußland zuzulassen. Dagegen
wandte sich die Türkei, die sich im KSZE-
Prozeß als Sachwalter der Turkvölker eine
Stärkung der eigenen Position erwartete,
zugleich aber auch eine Anerkennung der
bestehenden Grenzen, v. a. im Blick auf
Armenien verlangte, wenn es überhaupt zur
Erweiterung kommen sollte.

24 Vgl. Europa-Archiv 2 (1992), D52ff., v.a.
S. D67f.

25 Ebd., S. D87f.
26 Der "Politische Ausschuß" des NACC tagt

regulär alle zwei Monate — signifikant häu-
figer als der AHB der KSZE, der nur ein-
mal pro Vierteljahr regulär zusammentritt.
Der "Militärausschuß", bestehend aus den
Generalstabschefs und anderen hochrangi-
gen Militärs, soll sich mit der Verteidi-
gungsplanung, mit den Grundsätzen der
Strategie und mit Problemen der Krisenbe-
wältigung befassen; außerdem soll er sich
dem Meinungsaustausch zur Manöverpraxis,
zu Fragen der Militärbudgets und zu ande-
ren einschlägigen Themen widmen. Auch
der NATO-Wirtschaftsausschuß soll zusam-
men mit den "Liaisonpartnern" tagen, und
zwar viermal jährlich, um Möglichkeiten der
Zusammenarbeit zu eröffnen.

27 Das gilt nicht nur für die drei mitteleuro-
päischen Reformstaaten; Präsident Jelzin
richtete an die konstituierende Sitzung des
NACC einen Brief, in dem er das Interesse
der Russischen Föderation an einer — frei-

lich nicht kurzfristig anzustrebenden —
NATO-Mitgliedschaft andeutete.
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